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Anlage 25.
(Drucksachen,Nr, 26.)

Bericht und Antrag
des Provinzialcmsschusses

zu dem von dem Ruhrtalsverren-Vereiu vorgelegten Entwurf eines Talsperrengesetzes

für die Rheinprovinz und Westfalen.

Am 2. Februar dss. Is. ging vom Ruhrtalfperren-Vercin folgendes Schreiben bei dem
Herrn Landeshauptmann ein:

„Unter Bezugnahme auf die von Euer Hochwohlgeborcndem Justitiar des Ruhrtal¬
sperren-Vereins gütigst gewährte Unterredung beehre ich mich, in der Anlage den Entwurf eines
Talsperrengesetzesfür die Provinzen Rheinland und Westfalen vorzulegen mit der Bitte, diesen
Entwurf dem Pruvinziallcindtagc zn seiner bevorstehendenTagung zur Begutachtung zu unter¬
breiten. Es sind WO Exemplare des Gesetzentwurfsmit feiner Begründung zur Verteilung an
die Herren Mitglieder des Provinzialausschussesund des Provinziallandtages beigefügt. Ich bitte
zu entschuldigen, daß zwischen der Einreichungdieses Antrages und der Einberufungdes Provinziell-
lllndtags nur noch eine fo kurze Frist verbleibt. Es hat dies seine Ursache darin, daß bisher noch
immer mit dem baldigen Erlaß eines allgemeinen, auch das Talsperrcnwcsenregelnden Wasser¬
gesetzes gerechnet werden konnte. Diese Hoffnung muß indessen aufgegeben werden, weil bei
den sich so sehr widersprechenden Interessen der Landwirtschaftund der Industrie der Erlaß des
Wasscrgesetzes in weite Ferne gerückt ist. Ich bitte daher die Dringlichkeitdiefes Antrages dem
Pruvinziallllndtcige gegenüber damit zu begründen, daß die unsichere Rechtslage auf dem Gebiete
des Talsperrenwefens die baldige gesetzlicheRegelung erheischt.

Der vorgelegte Entwurf nnd feine Begründung ist im Jahre 1906 von dem Herrn
Regierungs-Präsidenten in Düsseldorf im Einverständnis mit dem Herrn Regierungs-Präsidenten in
Arnsberg in Verfolg der mit den Herren Ministern für Landwirtschaft, Domänen und Forste»: und der
öffentlichenArbeiten geführten Verhandlungen aufgestellt worden. Dieser Entwurf ist seinerzeit
dem Ruhrtalsperren-Vereiuvorgelegt und von ihm in feineu wesentlichen Teilen gutgeheißenworden.
Der Entwurf ist dann aber nicht weiter von der Staatsrcgierung verfolgt worden, weil man noch
immer nach den wiederaufgenommenenVerhandlungen mit dem Erlaß eines allgemeinenWasser¬
gesetzes rechnen durfte. Nachdem diese Hoffnung sich als trügerischerwiesen hat und die Regelung
des Talsperrenwefens für die Gesamtmonarchiein weite Ferne gerückt ist, muß der Nuhrtalsperren-
verein mit Rücksicht auf seine in den anliegenden Satzungen (§ 1) niedergelegtenZwecke und die
großen Opfer, die seine Mitglieder znr Erreichung diefcr Zweckebringen, feinerseits die Absicht
der Staatslegierung wieder aufnehmen und den Erlaß eines Eondergesetzcsfür Rheinland und
Westfalen anstreben. Ist doch zur Errichtung der der Trinkerwasscrversorgung dienendenTalfperrcn
des Ruhrgebiets bisher schon ein Kapital von rund 13 Millionen Mark aufgewendetwurdeu, das
nach Erbauung der Mohne- und Listertalsperrc auf rund 40 Millionen Mark anwachsen wird.
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Der Entwurf will iu seinen Anfangsbestimmungendie Errichtung von Talsperre» auf
gesetzliche Grundlage stellen. Für die Errichtung von Talsperren geben die bisherigen Gesetze
leinen Raum, Das Privnlflußgesetz,das im § 1 dem Uferbcsitzer die Berechtigunggibt, das an
seinen GrundstückenvorüberfließcndcWasser unter den im 813 enthaltenen näheren Bestimmungen
zu benutzen, hat große Tnlspeirenanlagen nicht im Auge. Durch die Errichtung einer Talsperre
wird die Wasserführung des Flusses iu den einzelnen Jahreszeiten vollständig verändert; das
Niedrigwasser und bis zu einem gewissen Grade auch das Huchwasscrvcrfchwindcuuud au ihre
Stelle tritt eiu annähernd gleichmäßiger Abfluß des Waffers. Eine solche einschneidende Maßregel
ist in dem Privatflußgesctznicht vorgesehen. Wenn es dem Uferbcsitzer zwar das Staurecht gibt,
so sollte doch dadurch an den bestehenden Abflußuerhältuisfenim wesentlichen hinsichtlich der Menge
des vorüberfließendenWassers nichts geändert werden.

Nachdem dann die Unterhaltungsfrage der Talspcrrcnanlagcn geregelt ist, wird in den
weiteren Bestimmungendie Anlage in Beziehungzu den Wasserentuehmeru des Flußgebiets gebracht.
Letzteren wird das Recht zur Wasserentnahmenur auf Gruud einer ausdrücklichen Verleihung zu¬
gestanden, wenn in dem betreffendenGebiet zum Ausgleich der Schädigungen, die durch die Waffel«
entnähme entstehen, die Anlage einer Talsperre notwendig oder bereits ausgeführt ist. Auf der
Grundlage dieser letzteren Bestimmung geht aber der Antrag des Ruhrtalspcrren-Vcreins noch über
den Regieruugsentwnrshinaus. Wenn nämlich auf der einen Seite die Wasserwerkemit großen
Kosten den Bau von Talsperren bewirkt haben, so muß ihnen andererseits auch der dauernde
Bestand ihrer Wasscrgewinnungsanlagcgesichert fein. Aus diesem Grunde ist in den Entwurf der
§ 6», eingeschobcu, nach welchem die Verleihung zur Wasserentnahmezeitlich unbeschränktsein muß,
wenn die Wasserentnehmerdas von ihnen entzogene Wasser durch Talsperren wieder ersetzen. Für
öffentlicheFlüsse soll hier eine Beschränkungciutretcu in der Weise, daß aus rciu öffentlichen
Interesfen eine Zurückuahmcder Verleihung zulässig fein soll. Als weiterer Ausgleich der für die
Errichtung von Talsperren aufgewendeten Kosten foll des weiteren nach § 7 des Regierungscntwurfs
der § 13 des Privatflußgefctzes außer Kraft gefetzt werden. In dicfer Beziehung wird auf die
ausführliche Begründung des Entwurfs hingewiesen.

Von den Bestimmungen im Titel V ist noch von besonderemInteresse der § 13, der
den langwierigen Weg der Einholung der Kabiuettsoidrc vermeiden will, um damit ungesunden
Grundstücksspekulationenvorzubeugen.

Indem ich im übrigen ans die Begründung des Entwurfs hinweise,bemerke ich noch, daß
außer dem eingefchobenen z 6 u, einige Zufatzauträge des Ruhrtalspeircn-VercinZin Form von Fuß¬
noten vorgebrachtsind.

Ich bitte höflichst, dem Gefetzentwurf dnrch einen geeigneten, ihn gutheißcudeuBeschluß
des nächsten Proviuziallaudtages die luulichsteFörderung angedcihenzu lasseu, wie sie der großen
Bedeutung der Vorlage für die beiden Provinzen Rheinland nud Westfalen, insbesondere für die
Wasserversorgungdes rheinisch-westfälischenIndustriegebiets, entspricht.

Ein gleichlautenderAntrag ist an den Herrn Landeshauptmann der Provinz Westfalen
gerichtet worden.

Der Vorsitzende:

Schmieding,
Oberbürgermeister,GeheimerRegierungsrat."
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Der Antrag ist erst so spät au die Provinzialvcrwaltnng gelangt, daß es nicht möglich
War, den Gesetzentwurfin seinen Einzelheiten einer so eingehendenPrüfung zu unterziehen, wie
es die Wichtigkeitder Sache und die Tragweite der Bestimmungenerfordert. Das gilt um so
mehr, als es sich nm Fragen des Wasserrechtshandelt, die mit Recht zu den schwierigsten und
umstrittenstenrechnen,welche in der Wissenschaft wie iu der Praxis vorkommen. Dazu kam, daß
der Prouinzilllllusichuß sich erst in seiner am Tage vor der Eröffnung des Prouinziallandlages
stattfindenden Sitzung mit der Frage befassen konnte, so daß dieser Bericht den Herren Abgc-
urdneten nicht vor Beginn des Landtages zugestelltwerden kann.

Der Talsperren-Verein hat, auf diefe Schwierigkeitenhingcwicfeu, seinen Antrag dahin
eingeschränkt, daß der Provinziallcmdtag au der Hand des vorgelegtenGesetzentwurfesund seiner
Begründungdie nachstehenden Leitsätze zur gesetzlichenRegelung des Talsperrenwesens gutheißen möge

„1. §8 1—4 des Entwurfs:
Da die Gesetze, insbesonderedas Gesetz vom 28. Februar 1843 über die Benutzung
der Privatflüssc eine Regelung der WasscrverlMtnisseeines Flusses durch Talsperren-
aulagen nicht erwähnen, so erscheint die Schaffung einer gesetzlichenGrundlage für
die Regelung dieser Verhältnisse dringend geboten, weil eine gesunde Wasserwirtschaft
zurzeit ohne die Anlage und den Betrieb von Talsperren nicht mehr bestehen kann.

2. ßß 5 und 6 des Entwurfs:
Ist in einem Flußgebiet zum Ausgleichdes durch die Wassereutnahmeaulagcnentzogenen
Wassers die Errichtung einer Talsperre notwendig oder eine solche bereits ausgeführt,
so müssen die Wasscreutnahmewerkezur Errichtung der Talsperre oder zur geldlichen
Beteiligung an diesem Bau angehalten werden können. Das Mittel hierzu wird
dadurch gegeben, daß das Recht zur Wasserentnahme au die staatlicheGenehmigung
geknüpft und gegebenenfalls unter der Auflage der Errichtung einer Talsperre oder
der Beteiligung an einer solchen erteilt wird. Dieses gilt sowohl für die Wasser-
förderung aus öffentlichen als auch aus Priuatflüssen, wenn und insoweitdnrch die
Wasserentnahme der einzelnen Werke der Allgemeinheit Schäden zugefügt werden,
oder das Eintreten von Schäden zu befolgen ist.

3. §§ 6a und 7 des Entwurfs:
Es ist andererseits billig, daß den Eigeutümern der Wasscrcutnahmeanlagcnfür die
ihnen auferlegten Aufwendungen der dauernde Bestand ihrer Werke gesichertwird.
Deshalb soll die Verleihung des Rechtes zur Wasserentnahmesowohl bei Priuatflüssen
als auch bei öffentlichen Gewäffem nicht zeitlich befchränkt werden, wenn die Eigen«
tümer der Wasserwerke fürden Ersatz des dem Flusse entzogenenWassers Sorge tragen.

Aus dem gleichen Grunde entsprichtco auch der Gerechtigkeit, daß die im § 13
Abs. 2 des Gesetzes über die Benutzung der Privatflüsse vom 28. Februar 1843
ausgesprochene Verpflichtungdes Uferbesitzers eines Priuntflusses,

das abgeleitete Waffcr in das ursprünglicheBett des Flusses zurückzuleiten.
bevor dieser das Ufer eines fremden Grundstücksberührt,

für den Fall außer Kraft gefetzt wird, daß durch die Errichtung von Talsperren der
Unterlieg« einen ausreichendenErsatz der entzogenenWassermengenerhält.

4. Die in dem Entwurf gegebene Erweiterung des Enteignungsgesetzeserklärt sich aus
der Natur der Talfperrenanlcige. Daß die Einholung der Kabinettsordrenicht notwendig
sein, sondern über die Gewährung des Enteignungsrechtes die Landespolizeibehürde
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entscheiden soll, ist dringend erwünscht, um ungesunden Grundstücksspekulationen
entgegenzutreten."

Es handelt sich zunächst darum, ob die gesetzliche Regelung des Talsperrenwesensnötig ist.
Diese Frage ist schon mit Rücksicht auf die Bedeutung, welche die Talsperren für erhebliche Teile
der Provinz haben, und das große Kapital, das für solche aufgewendet ist, unbedenklich zu bejahen.
Besonders kommt hierbei in Betracht, daß manche Gegenden, namentlich daß dichtbevölkerte Indu¬
striegebiete für ihre Trinkwasserversorgungauf Talsperren angewiesensind. Auch die Dringlichkeit
der Frage muß zweifellos bejaht werden, und wenn tatsächlich keine Aussicht besteht, daß das
allgemeine Wassergesetz in ganz naher Zeit zur Verabschiedungkommt, so kann nur befürwortet
werden, daß ein Sondergesetzerlassen wird. Es würde eine Schädigung erheblicherInteressen
bedeuten, wenn durch den fortgesetzten Hinweis auf das zu erwartende Wassergesetz die Regelung
wichtigerund dringlicherFragen immer wieder hinausgeschoben würde.

Der Provinzialausschuß trägt deshalb keine Bedenken, vorzuschlagen,daß der Provinzial-
lcmdtag sich für den baldigen Erlaß eines Talsperrengesetzesaussprechen möge. Es ist auch wohl
zweifellos, daß in einem solchen Gesetz diejenigen Fragen, w-lche in dem vorgelegten Entwurf
behandelt sind, geregelt werden müssen. Einer sorgfältigen Prüfung bedarf es aber noch nach
der Richtung, ob neben der Fürsorge für die Talsperren auch die Interessen derjenigen genügend
gewahrt sind, welche durch deren Anlage in Mitleidenschaft gezogen werden. Das gilt sowohl hinsichtlich
der materiellen Bestimmungenwie auch für die Regelung des Verfahrens bei der Verleihung und
der Enteignung. Diese Prüfung kann, wie bereits ausgeführt, hier nicht vorgenommenweiden. Mit
dieser Einschränkung glaubt der Provinzialausschuß, den vom Ruhrtalsperrcn-Verein vorgelegten
Entwurf als eine Grundlage für die gesetzliche Regelung des Talsperrenwesensbezeichnen zu können,
ohne den Bestimmungenim einzelnen zuzustimmen. Es sei noch darauf hingewiesen,daß das Gesetz
nur für die Rheinprovinz und Westfalen gelten soll. Es ist nun nicht ausgeschlossen, daß bei einer
in diesen Provinzen anzulegenden Talsperre Gebiete einer angrenzenden Provinz in Betracht
kommen — bei einer im Kreis Altenkirchengeplanten Talsperre trifft das zu. Für solche Fälle
scheint es zweckmäßig, zu bestimmen, daß das Gesetz durch KöniglicheVerordnung auf benachbarte
Gebiete ausgedehnt werden kann.

Nachdemder vorstehende Bericht fertiggestellt war, ging am 4. März l910 durch Ver¬
mittlung des Herrn Ober-Präsidenten folgender Erlaß der Herren Minister der öffentlichen Arbeiten,
der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten,für Handel und Gewerbe, für Landwirt¬
schaft, Domänen und Forsten sowie des Innern vom 26. Februar 1910 ein:

Nach dem Bericht des Negiernngs-Präsidenten in Düsseldorf beabsichtigt der Nnhrwl-
sverreuverein, deu Entwurf eines Talsperrengesetzesfür die Rheinprovinz und die Provinz
Westfalen den Provinziallcmdtagenbeider Provinzen bei ihrer diesjährigen Taguug zu unter¬
breiten. Der Gefetzeutwurf will nach der ihm beigegebenen Begründung die Errichtung von
Talfperren erleichternund ihren Bestand rechtlich sicher stellen. Um dieses Ziel zu erreichen,
bedarf es eines Verfahrens, welches ähnlich dem „Verleihungsverfahren" des allgemeinen
Wafsergefetzeutwurfseine Prüfung der dem Unternehmen entgegenstehenden Interessen und
Rechte Dritter ermöglichtnnd, soweit erforderlich,eine Entschädigungder durch das Unter¬
nehmen Benachteiligtengewährleistet. Da der vorgelegteEntwurf über die Entfchädigungs-
frage keine ausreichenden Bestimmungenenthält, bedürfte er noch einer wesentlichen Ergänzung-
Es muß aber großen Bedenkenunterliegen,bei der Regelung eines wasserrechtlicheu Sonder-
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gebiets das Verleihungsverfahren, das als das bedeutungsvollsteneue Rechtsinstitut des
Wassergesetzentwurfsangesehen werden muß, vorweg zu nehmen und damit den späteren
Verhandlungen über den Wassergesetzentwurf in einen» wesentlichen Teile vorzugreifen. Der
Wassergesetzentwnrfkommt den Wünschen der Talsperreninteressentenin weitestem Maße
entgegen und trägt allen Bestrebungen Rechnung, die mit dem vom Ruhrtalsperren-Verein
aufgestelltenGesetzentwurf verfolgt werden. Da der Wafsergesetzentwurf in der vom Königlichen
Stlllltsministerium mit der Umarbeitung des Entwurfs vom Jahre 1893 beauftragten Sub-
kommissionabgeschlossen ist und in kurzer Frist dem KöniglichenStaatsministerium zum
weiteren Befinden vorgelegt werden wird, kann aus der nicht zu verkennenden Eilbedürftigkeit
einer Regelung des Talsperrenwesensein zwingender Grund für die Einbringung des Sonder¬
gesetzentwurfs vor dem allgemeinenWafsergesetzentwurf nicht hergeleitetwerden.

Eure Exzellenzersuchen wir ergebenst,Miseren vorstehenddargelegtenStandpunkt dem
Provinziallmidtage bei den zu erwartendenVerhandlungenüber den vom Ruhrtalsperren-Verein
vorgelegtenEntwurf zur Kenntnis zu bringen.

Ein gleichlautendesSchreiben haben wir an den Herrn Ober-Präsidenten der Provinz
Westfalen gerichtet.

Nach diesem Erlaß erkennt die Königliche Staatsregierung sowohl die Wichtigkeit wie auch
die Eilbedürftigkeiteiner gesetzlichenRegelung des Talsperrenweseusan. Es ist weiter aus ihm zu
entnehmen,daß die Fertigstellung des Wassergesetzentwurfes in nicht zu ferner Zeit erwartet wird.
Sollte dies zutreffen, fo würde eine weitere Verfolgung des Antrages des Ruhrtalsperren-Vereins
nicht erforderlichsein, da, wie in dem Ministerialerlah ausdrücklichhervorgehoben ist, der Wasser¬
gesetzentwurf „den Wünschender Talsperreninteressentenin weitestem Maße entgegenkommt und allen
BestrebungenRechnung trägt, die mit dem vom Ruhrtalsperren-Verein aufgestelltenGesetzentwurf
verfolgt werden". Sollte indes die Annahme, daß der Wafsergesetzentwurf bald fertiggestelltwird,
sich als nicht richtig erweisen,oder sollte sich seine Genehmigungdnrch die gesetzgebendenFaktoren
noch verzögern, so müßte angesichtsder auch in dem Ministerialerlah anerkannten Wichtigkeitund
Dringlichkeitder Sache auf den Erlaß eines Sondergesetzesgedrungenwerden.

Der Provinzialausschuß beehrt sich demgemäß folgendenBeschlußvorzuschlagen:
„Der Provinzillllcmdtllgnimmt mit Genugtuung davon Kenntnis, daß in dem Ministe-
rialerlaß vom 26. Februar 1910 die Wichtigkeit und Eilbedürftigkeitder geschlichen
Regelung des Talsperrenwesens anerkannt wird, und daß der in der Fertigstellung
begriffene Wassergesetzentwurfden Wünschen der Talsperreninteressentenim weitesten
Maße entgegenkommt und allen Bestrebungen, die mit dem vom Ruhrtalsperren-Verein
aufgestelltenGesetzentwurf verfolgt werden, Rechnung trägt. Er richtet an die König¬
liche Staatsregierung die dringende Bitte, auf das baldige Inkrafttreten des Wasser-
gesetzes hinzuwirken. Sollte sich das Inkrafttreten dieses Gesetzes in naher Zeit nicht
verwirklichen lassen, dann ist nach der Ansicht des Provinziallandtages der Erlaß eines
Sondergesetzeszur Regelung des Talsperrenwesens, wozu der vom Ruhrtalsperreu.
verein vorgelegte Gesetzentwurfim Allgemeinen eine geeignete Grundlage bietet, nicht
zu umgehen."

Düsseldorf, den 5. März 1910.
Der Provinzialausschuß:

O. Graf Beifsel von Gymnich, Dr. von Renvers,
Vorsitzender. Landeshauptmann.
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Beilage zu Drucksachen.__Nr. 26, Anlage 25.

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Pp. verordnen mit Zustimmung beider Häuser des
Landtages uuserer Monarchie für die Nheinprovinz und die Provinz Westfalen, was folgt:

I. Hlmfang des Gesetzes.

Talsperren im Sinne dieses Gesetzes sind Stauanlagen znr Ansammlung von Wasser,
deren Höhe von der Sohle des Wasserlaufes bis zur Krone des Vauwerks mehr als 5 iu beträgt,
oder welche bis zur Vauwerkskrouegefüllt mehr als 100 000 odin fassen. Den Talsperren gleich
zu achten sind unterirdische Anlage», die zur Anfstauung und Zurückhaltungdes Grnudwassers diene».

Die Aufsichtüber solche Anlagen liegt der Landespolizeibehördeob.

II. Unterhaltung der Talsperren.

Der zur Uuterhaltnug der Talsperre Verpflichtetehat die Unterhaltung der Anlage gemäß
der Genehmigungs-oder Verleihungsurkuudezu bewirke».

Er hat feruer darüber hi»a»s alle» Anordnungen nachzukommen,die von der Landes¬
polizeibehördezum Schutze der unterhalb der Sperre liegendenGrundstücke und Baulichkeitenfür
erforderlich erachtet werden. Gegen die Anordmmgeuder Landespolizeibehuroe finde» die Rechtsmittel
des § 130 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung von, 30. Juli I8«3 (Ges.-Slg.
S. 195 ff.) statt.

Im Falle der Säumnis des Uuterhaltuugspflichtigeutaun die Landespolizeibehördedie
von ihr angeordnetenMaßregeln auf deffen Kosten zur Durchführung bringen. Die Kosten unter¬
liegen der Einziehung im Verwaltnngszwangsuerfahre»,

III. Hleuanlage und Meränderung von Talsperren.
3 3.

Soweit Talsperranlage» nicht bereits nach den bisherigen Gesetzen genehmignngspflichtig
sind, dürfen sie nur auf Grund ausdrücklicherVerleihung dnrch die Landespolizeibehörde»en
angelegt, verändert, ganz oder teilweise zerstört oder andauernd außer Betrieb gesetzt werdeu. Auch
eine wesentliche Aenderung im Betrieb einer derartigen Anlage bedarf der Verleihung.*)

Zuständig zur Verleihung ist die Landespulizeibehörde.
Den Ministern der öffentlichen Arbeiten und für Landwirtschaftpp. und bei Talsperren,

die Trinkwasscrvcrsorgungszwecken dienen, auch dem Minister für Unterrichts-, Medizinal- PP-
Angelegenheitenbleibt es vorbehalten, hierüber Ausführuugsanweisuugeuzu erlassen.

') Der Schlußsatzsoll auf Antrag des Nuhrtalfperreiwereins folgende Fassung erhalten: Auch eine
wesentliche Aenderung in der Ausnutzung einer derartigen Anlage gegenüber den ursprünglichenKonzejsions
bedingungenbedarf der Verleihung,
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IV. Masserentnahmeanlagen.
s 5.

Einer Verleihung unterliegt ferner jede Anlage zur Entnahme oder zum Gebrauch') von
Wasser, die an einer Talsperre, in ihrem Niederschlagsgebiete,sowie in der Niederung derMigen
Gewässer, für deren wasserwirtschaftliche Versorgnng eine Talsperre dient, errichtet wird. Dasstlöe
gilt für gleichartigeWasserentnahmenaus einem bestehenden Gewässer,sowelt die durch d« ^el-
entnahme hervorgernfenenSchädigungen die Anlage von Talsperren, Stauweiher PP. erforderlich
Machen.

Auch die Vergrößerung einer bereits bestehenden derartigen Anlage bedarf der Verleihung.
Die Vorschriften finden anf die Entnahme aus dem GrundwassergleichfallsAnwendung.
Unberührt dnrch diese Vorschrift bleiben jedoch die bestehenden Rechte znr Benutznngober¬

irdischer und unterirdischer natürlicher Wasserläufe zur gewöhnlichen Bewässerung zur Anlage von
Hansbrnnnen. zum Baden. Waschen, Viehtränken nnd Schwemmen und das Schöpfen daraus zu
häusliche.,und wirtschaftlichen Zwecken, soweit sie ohne rechtswidrige BenutzungfremderGrundstücke
ausgeübt werden können.

Die Verleihung einer derartigen Wafserentnahmeanlage(§5) kann an-die Bedingung
geknüpft werden, daß von dem UnternehmerVeranstaltungen (Talsperren, Stauwecher. Sannmlte.che
usw.) getroffenwerden, welche die benachteiligenden Wirkungen seiner Wasserentnahmem'sgwche".

Unter Umständenkann dem Unternehmeraufgegeben werde», sich an der Herstellung solcher
Veranstaltungen nach Maßgabe der von ihm bewirkten wasserwirtschaftlichen Schädigungen zu
beteiliaen

Um die Herstellung derartiger Anlagen zn ermöglichen,kann dem Unternehmer einer
Wafserentnahmeanlageauch die Entrichtung eines Wasserzinsescmferlegt werden, der s'ch nach oe.
Menge des von ihm aus dem betreffeuden Niederschlagsgebiet entnommenen Wassers zu richten iM. )

..Die Verleihung'des Rechtes znr Wasserentnahmedarf sowohl bei Privatflüssen als auch
bei öffentlichen Gewässernnicht zeitlich beschränkt werden, wenn der Unternehmerentweder >n M,
oder in Gemeinschaftmit anderen dnrch den Ban nnd Betrieb von Tahverreu «für smgt, daß
das durch seiue Wassereutuahme den, Wasserlanf schädlich entzogene Wasser ersetzt w d ^e
öffentlichen Gewässern gilt diese Bestimmung mit der Einschräntuug, daß ""e Zurnckua
Verleih...« dann zulässig ist. weuu das Gelände, auf dem die Wassergewnnmngsan agen s'« °ft d .
zur zwnalisternng des Flusses oder zu Schiffahrtszweckeu verweudetwerde., soll, oder aus ström
Polizeilichen Gründen eine Abänderung oder Beseitigung der Anlage erforderlich wird.

s 7

Die im h 13 Abs. 2 des Gesetzes über die Benntzungder Privatflüfse v°"' 28- Febrnar
1843 (Ges. Slg. S. 41 ff ausgesprochene Verpflichtungdes Uferbesitzersemes P^
abgeleiteteWasser in das ursprünglicheBett des Flusses zurllckznle.tenbevor ^ «s Ufe u -
fremden Grundstückes berührt, erlischt oder ruht, insoweit der Uferbef.tzer entweder fm s.ch oder

^--------------^ach^Antrag des Muhrtalsperrenvereins solle., die drei W.te ^m ^^
") Der Rnhrtalsperrenverein beantragt folge^euZus°^.^W^^ eiukmnmenden Beträge

zu bemessen nnd innerhalb desselben sslußgeb.etes gleichmäßig festzustellen. '
düism nur in demselben Flußgebiet uenvendet werden."
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Gemeinschaftmit anderen die im vorstehenden Paragraphen bezeichneten Veranstaltungen (Talsperren,
Stauweiher, Sammclteiche usw.) trifft oder ermöglicht,die es ermöglichen, das Wasser des Privat¬
stusses in Zeiten des Wasserüberflussesanzusammeln, um es iu Zeiten des Niedrigwassers nach
Maßgabe der von der Laudespolizeibehürdezu treffenden Bestimmungen zum Ausgleich der durch
seine Wasserentnahmeverursachtenwasserwirtschaftlichen Schädigungen zu verwenden.

Es ist hierbei gleichgültig, ob der Uferbesitzcr das Wasser dem Sammelbeckendirekt ent¬
nimmt oder es mittels geeigneter Röhrenlcitnngen auf sciue Grundstückeleitet, um es hier für
seine Zwecke teilweise oder ganz zu verwenden, oder ob er das Wasser aus dem Sammelbecken
dem Multerbachc wieder zufließen läßt und es aus diesem oder dem Privatflusse entnimmt, in
welchen der Mutterbach sein Wasser abführt.

Die Entscheidungdarüber, ob die vou dem Uferbesitzer entweder für sich oder in Gemein^
schaft mit anderen getroffenen Veranstaltungen ausreichendsind, um die durch ihre Wasserentnahme
bewirktenwasserwirtschaftlichen Schädigungen auszugleichen, steht unter Ausschlußdes Rechtsweges
der Landespolizeibehördezu.

V. Enteignungfür Iltlsperren.
8 8.

Für Talsperrunternehmungcngelten die Bestimmungen des Gesetzes vom 11. Juni 1874
über die Enteignung von Grundeigentum (Ges. Slg. S, 221 ff.) mit nachfolgenden Ergänzungen.

s 9.
Im Wege der Enteignung können auch entzogen oder beschränkt werden:
1. die Rechte zur Benutzung der Gewässer, einschließlich der Quellen uud unterirdischen

Wasseradern;
2. die Fischcreiberechtigungen in den Talsperren nnd ihren Zuflüssen.^)

s 10.
Wegen entzogener Nutzungsrechteam fließendenWasser ist eine Entschädigung nur zu

gewähren, soweit, als dem Berechtigten eine schon seither von ihm dauernd ausgeübte Art der
Benutzung entzogen, geschmälert oder erschwert wird.

§ 11.
Bei Talsperranlagen ist der dem Enteigneten durch das Unternehmenerwachsende Vorteil

insbesonderedie gleichmäßige Zuführung des Mittelwassers nnd die ihm in Bezug auf die Anlagen
selbst oder Anlagen gleicher Art erwachsende Erleichterungder Uuterhaltungslast an der Entschädigung
zu kürzen.

s 12.
Anlagen, die dem Unternehmer nach ß 14 des Gesetzes vom 11. Juni 1874 (Ges. Slg.

S. 221 ff.) auferlegt siud, müssen von dem nach allgemeinenGrundsätzen öffentlichrechtlich dazu
Verpflichtetenunterhalten werden; tritt eine solche Anlage an die Stelle einer anderen, durch das
Unternehmen beseitigten Anlage gleicher Art, so liegt die Unterhaltung der neuen Anlage dem
seither nach öffentlichem Rechte Verpflichteten ob, auch soweit seine Verpflichtung auf besonderem
Rechtstitel beruhte. Der Unternehmer hat die Unterhaltungspflichtigenfür die etwa eintretende

*) Der Ruhrtalspcrreuvereinschlägt die Fassung vor: „2. die Fischereiberechtigungen in den Talsperren,
ihren Iu« und Abflüssen.
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Vermehrung der Gesamtunterhaltungslast zu entschädigenund in Ermangelung eines sonstigen
Unterhaltungspflichtigendie Anlagen selbst zu unterhalten.

3 13.
Ueber die Gewährung des Enteignungsrechtesentscheidet die Landespolizeibehörde.

VI. Besondere Vorschriften für BrinKnmssertalsperren.
8 14.

Soweit Talsperren zu Trinlwasserversorgungszwecken unmittelbar dienen, ist es verboten,
in ihre ober- und unterirdischen Zuflüsse abzuführen oder sonst einzubringen:

a) Stoffe von solcher Natur, daß durch die Abführung oder sonstige Einbringungansteckende
Krankheitenverbreitet werden tonnen;

b) Stoffe in solcher Beschaffenheit und in solcher Menge, daß die Abführung oder sonstige
Einbringung eine gesundheitsschädliche Verunreinigung des Talsperrenwasserszur Folge
haben kann.

Welche Stoffe und welche Mengen unter dieses Verbot fallen, bestimmt die Landes¬
polizeibehörde.

Soweit auf Grund dieser VorschriftenallgemeineBestimmungengetroffen weiden, sind sie
m den Amtsblättern der beteiligten Regierungen zu veröffentlichen.

8 15.
Dungstätten und Abortgruben müssen auf Aufforderung der Polizeibehördenso eingerichtet

werden, daß durch sie eine Verunreinigung einer Trinlwassertalsperre selbst unbedingt und ihres
Niederschlagsgebietes sowohl hinsichtlich ihrer oberirdischen wie ihrer unterirdischen Zuflüsse insoweit
ausgeschlossen ist, als dadurch gesundheitsschädliche Folgen entstehen können.

8 16.
Bauliche Anlagen aller Art, die im Niederschlagsgebieteeiner Trinkwasserleitungzur

Ausführung gelangen, müssen vor ihrer Errichtung der für das Talfperrenunternehmenzuständigen
Landespolizeibehördenach deren näherer Anordnung zur Kenntnis gebrachtwerden.

8 17-
Durch die Vorschriften der 88 14 bis 16 werden weitergehende Befugnisse der Polizei¬

behörde, polizeiliche Anordnungen zum Zwecke der Reinhaltung von Talsperren und ihrer Nieder¬
schlagsgebiete zu erlassen, nicht berührt.

8 18. ,
Bei kann das Gnteiguuugsrechtauch auf die in ihrem

Niederschlagsgebietegelegeuen Grundstückeausgedehnt werden (Schutzstreifen,Verghänge). soweit
deren Beschaffenheitoder Benutzung die Reinhaltung der Talsperre, des in der Talsperre aufzu¬
stauenden Wafsers und der mit ihr im ZusammenhangestehendenTrinkwasserentnahmeanlage nachteilig
beeinflussen kann. . ^ - «« «

In gleicher Weise kann die Benutzung der im Niederschlagsgebiete einer Trmtwaffer-
talsperre belegenen Grundstücke, soweit die Reinhaltung des Talsperrenwassersd,es erfordert, einge¬
schränkt werden. ^ ., . z> c ^

Gleiche Enteignungsrechtekönnen bereits bestehenden Talsperranlagenverliehen werden, falls
nachträglichmit ihnen eine Trinkwasserversorgungsanlageverbundenwild.

83
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VII. Bildung von Ual'sperrgenossenschaften.
8 19.

Das Gesetz wegen Abänderung des Gesetzes betreffend die Bildung von Wassergenossen¬
schaften vom 1. April 1879 (Ges. Slg. S. 297) für das Gebiet der Wupper und ihrer Neben¬
flüsse vom 19. Mai 1891 (Ges. Slg. S. 97), ferner das Gesetz wegen Ausdehnung des Gesetzes
vom 19. Mai 1891 auf das Gebiet der Volme und ihrer Nebenflüsse vom 14. August 1893
(Ges. Slg. S. 199) uud das Gesetz wegen Ausdehnung des Gesetzes vom 19. Mai 1891 auf
das Gebiet der Ruhr vom 18. April 1900 (Ges. Slg. S. 119) erfahren folgendeAbänderung:

Der Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Mai 1891 erhält folgende Fassung:
H.) „Artikel 6: „Die §§ 77, 79, 80 des Gesetzes vom 1. April 1879 finden auf die

Bildung, Benutzung und Unterhaltung von Sammelbeckenfür gewerblicheAnlagen
mit folgendenAbänderungenAnwendung:
1. Bei Triebwerken, die im Eigentum mehrerer Miteigentümer stehen, genügt die

Ladung derjenigen Eigentumer, die im Grundbuche als solche eingetragen sind.
Die Eigentümer eines Triebwerkes haben eine Persönlichkeitzu bezeichnen, die das
Triebwerk bei der Genossenschaftsversammlung und bei den Abstimmungenvertritt.

2. An Stelle der Fläche und des Katastralreinertrages der Grundstücketritt der in
dem Voranschlageermittelte Vorteil der gewerblichen Anlagen.

3. Wird der im Voranschlag ermittelte Vorteil oder der Maßstab, nach welchem
dieser Vorteil auf die beteiligtengewerblichen Anlagen verteilt werden soll, bestritten,
so tritt das schiedsrichterliche Verfahren ein, vorausgesetzt,daß die Bestreitenden
mindestensein Drittel des in dem Kostenvoranschlage ermittelten Nutzens vertreten.
Die Leitung des schiedsgerichtlichenVerfahrens liegt dem Kommissar(H 7? a. a. O.)
ob. Wenn sich die Parteien über andere Personen nicht einigen, so wählen die
Zustimmendenund Widersprechenden dnrch einen nach der Personenzahl zn fassenden
Mehrheitsbeschlußje einen Schiedsrichter. Verweigert eine Partei die Wahl oder
erklärt sie sich innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach der ergangenenAuf¬
forderung znr Wahl nicht, so ernennt für fie der Negierungs-Präsideut de» Schieds¬
richter. Bei Meinungsverschiedenheitender Schiedsrichter untereinander entscheidet
ein von den Parteien im beiderseitigen Einverständnisgewählter und in Ermangelung
eines solchen Einverständnisses ein vom Regierungs-Präsidentenzu ernennender Obmann.

Die Festsetzungen des schiedsrichterlichen Verfahrens gelten nur für die bis
zur Genehmigungdes GenossenschaftsstatutserforderlichenAbstimmungen."

L) Der Artikel 8 des Gesetzes vom 19. Mai 1891 erhält folgendeFassung:
„Artikel 8: Durch Königliche Verordnung können die Bestimmungen dieses Gesetzes
auf alle Flußgebiete der Provinzen Rheinland uud Westfalen ausgedehnt werden."

VIII. Schlußvestimmungen.
s 20.

Landespolizeibehördeim Sinne dieses Gesetzes ist der Regierungs-Präsideut, in dessen Bezirk
die Talsperre gelegen ist, sofern nicht von den im § 21 bezeichnetenMinistern ein anderer Negierungs-
Präsident bestimmtwird.
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Erstreckt sich die Talsperre über mehrere Regierungsbezirke, so wird der zuständige
Regierungs-Präsident durch den Ober-Präsidenten, erstrecktsie sich über mehrere Provinzen, durch den
Minister des Innern bestimmt.

s 21.
Gegen die Entscheidungen der Landespolizeibehördesteht den Beteiligten, soweit in diesem

Gesetz ein anderes nicht bestimmt ist, binnen vier Wochen nach der Zustellung die Beschwerde an
die Minister der öffentlichen Arbeiten und für Landwirtschaft pp., und bei Talsperren, die zu
Trinkwasserversorgungszweckendienen, auch an den Minister für Unterrichts-, Medizinal- pp. Ange¬
legenheiten zu.

Begründung.

I. Allgemeiner Ieil.
Das Talsperrenwesenhat sich in den Provinzen Rheinland und Westfalen iin Laufe des

letzten Jahrzehntes über alles Erwarten entwickelt. Während bei den ersten Talsperren, abgesehen
v°n der zur Wasserversorgungder Stadt Remscheid bestimmten relativ kleinen Eschbachtalsperre
im wesentlichen die Besserung der Wasserverhältnisseder gewerblichen Triebwerkeund em besserer
Hochwasserschutz gegen die bei plötzlichen Unwettern aus den bergigen Gegenden abströmenden
Wassermengen bezwecktwurden, ist im weiteren Laufe der Entwickelung diesen Anlagen eine
weitaus wichtigere Aufgabe erwachsen, nämlich die Versorguug der rheinisch-westfälischenIndustrie¬
gebiete mit dem für seine Bevölkerungund seine gewerblichen Anlagen unbedingt notwendigenund
°uf andere Weise nicht mehr einwandfrei zu fchaffenden Trink- und Gebrcmchswasfer. Durch die
zunehmende Dichtigkeitder Bevölkerungund die Beeinträchtigungder Grundwasserschatze durch den
Bergbau hat diese Zweckbestimmungder Talsperren eine von Jahr zu Jahr steigende Bedeutung
erlangt. Steht doch eine ordnungsmäßige Wasserversorgungmit der ganzen weiteren wirtschaft¬
lichen Entwickelungdes rheinisch-westfälischen Industriegebietes in unmittelbarem Zusammenhange.
Die Zunahme des Bedürfnisses diefes Bezirkes nach Wafferversorgungfindet m folgendenZiNein
seinen Ausdruck. Im Jahre 189? wurden aus dem Niederschlagsgebietder Ruhr und chre,
Nebenflüsse 135.1 Millionen odm, im Jahre 1904 bereits 211,3 Millionen obm zu diesem Zwecke
wrtgepumpt. Zur Zeit liegen Auträge von den an dem schiffbarenTeil der Ruhr gelegenen
Wasserwerkenum Erhöhung ihrer Wasserfördermengenum 38,5 Millionen «bin vor. Die Mr-
liche Steigerung dieser Forderung betragt nach den bisherigenErfahrungenrund 11 Millionen obin. )

Die Wirksamkeitder Talsperren auf diesem Gebiete ist doppelter Natur. Entweder
werden die von ihnen aufaestauteu Wassermengenunmittelbar nach zweckentsprechenderKlarung
bm Wasserleitungenzugeführt (z. B. die Talfperreu der Städte Barmen, Sol'Ngeu^eM'
scheid usw.). oder durch die Talsperren wird die Wasserführungdes
die Wasserwerkebefinden, dauernd gehoben uud hierdurch auch der Stand ^ ^ ""°^
entsprechend erhöht Dies ist insbesonderedie Aufgabe der vom Ruhrtalsperrenveremunte stutzten
Tal penan ag im oberen Flußgebiet der Ruhr uud ihrer Nebenflüsse.Insbesondere die steigende
Wasserentnahmeaus dem letzteren Flußgebiet macht eine möglichste Förderung der Anlage weiterer

^Im Jahre 1W8 war die Wasserforberungauf 282 Millionen°>i» gestiegen.
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Talsperren zur unbedingten Notwendigkeit. Finden doch von den nach den neuestenBerechnungen
auf 54 Millionen cdin schädlich weggepumptenWassermengenbisher nur 30,9 Millionen Ersatz
durch die iuzwischen erbauten oder im Bau begriffenenTlllspcneullnlagen,*) Mit Rücksicht darauf,
daß das Ruhrwasser seiner chemischen Zusammensetzungnach insbesondere für den industriellen
Betrieb weitaus geeigneterist, wie das Rheiuwasser, ist ferner mit einer daueruden Zunahme der
Entnahme des letzteren und einem hiernach wachsendenBedarf auf Bereitstelluug weiteren Tal-
sperrenraumes für die Zukunft mit Sicherheit zu rechnen.

Die Errichtung derartiger Talsperranlagen etwaigen Widersprüchen Privatinteressen
gegenüber zu ermöglichenund diese Anlage« auf eine rechtlich gesicherte Grundlage zu stellen, ist
Zweck des anliegenden Gesetzentwurfes. Diese gesetzlicheRegelung soll sich zunächst nur auf die
Provinzen Rheinland und Westfalen erstrecken, da die vorhin aufgeführten zwingendenuud dringenden
Gründe für die weitere Errichtung derartiger Anlagen, insbesonderefür die hochwichtige Trink- ?e.
Wasserversorgungbisher in keiner anderen Provinz in dem geschilderten Umfange hervorgetreten
sind. Auch liegen für die übrigen Provinzen noch keine so reichen Erfahrungen vor, so daß die
Einbringung eines derartigen Gesetzes für den ganzen Umfang des Preußischen Staates mit Rück¬
sicht auf die besonders gearteten Verhältnisse in den verschiedenenTeilen der Monarchie auf
Schwierigkeitenstoßen würde, deren Ueberwindunglange Zeit in Anspruch nehmen dürfte. Für die
vorbenannten beiden Provinzen aber muß die vorgesehenegesetzlicheRegelung als ein Bedürfnis
anerkannt werden, das nicht schnell genug befriedigt werden kann.

Der hier vorliegende Entwurf, der sich nur auf die allernotwendigstenBestimmungen
beschränkt,soweit sie sich als unbedingt notwendig erwiesen habe», um die Errichtung und den
Bestand derartiger Talsperrunternehmungen und der mit ihnen im Zusammenhange stehenden
Wasserentnahmeanlagen zu sichern und dessen Aufnahme in ein später zu erlassendesallgemeines
Wassergesetz sich ohne weiteres vollziehendürfte, besteht aus 8 Abschnitten. Von diesen regelt der
erste den Begriff der Talsperren und die staatliche Aufsicht über derartige Anlagen.

Der II. Abschnitt enthält die grundsätzlichen Bestimmungen über die Unterhaltungspflichl
dieser Anlagen.

Der AbschnittIII führt eiu staatliches Verleihuugsverfahrenfür diese Anlagen ein, sofern
sie nach den bestehenden Vorschriften noch nicht genehmigungspflichtigsind.

Der AbschnittIV trifft Bestimmungenfür Wasserentnahmeanlagen,die in den Senkungs¬
kreis von Talsperranlagen fallen. Sie bezwecken insbesondere die Interessen dieser Anlagen mit
denen der Anlieger an den durch erstere Anlage in MitleidenschaftgezogenenGewässern in Einklang
zu bringen.

Der Abschnitt V enthält einige erweiterndeund erleichternde Bestimmungen des bisherigen
Enteignungsrechteszu Gunsten von Talsperrunternehmungen,

Der AbschnittVI umfaßt diejenigen Vorschriften, die für die Sicherung der zu Trink-
wnsserversorgungszwecken dienenden Talsperren in gesundheitlicherBeziehung unentbehrlichsind.

Der Abschnitt VII enthält einige aus dem praktischen Bedürfnisse heraus erwachsene Vor¬
schläge zur Erleichterung der Bildung von Talsperrgenossenschaften,die sich aus den Verhältnissen
des bergischen Landes ergeben haben.

Der AbschnittVIII endlich enthält die Bestimmung über die zuständigen Behörden.

*) Gegenwärtig sind im Ruhrgebiet zum Ausgleichder Schädigung durch die Wasserbefürderungder
Pumpwerle 10? Millionen odm Ttauwasser erforderlich, aber nur 32,4 Millionen et»» vorhanden. Eine
Aenderungwird durch den Ban der Möhnewlsperrel!W Millionen«l»n) und der Listertalsperre(22 Millionenedm)
eintreten, die sich z, Zt. im Vau befinden.
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II.

Die Wirksamkeit dieses Gesetzes soll auf Stauanlagen zur Ansammlung von W f«
beschränkt sein, die ihrer Bauart uach entweder eine Gefahr für d.e UMrl'egen n >n fch M n
oder den letzteren erhebliche wasserwirtschaftliche Schädigungen znfngen kom,en. '^ ^" ^u>wm
ist für oberirdische Anlagen ein bestimmtesFassungsvermögen oder die Hohe d r Staumauer
ein gewisses Maß hinaus Vorbedingung sür die Unterstellungunter Wses Gesetz

Bei uuterirdischeuAnlagen, die zur Aufstauung und Zuruckhaltuu v Grimdw st
dienen, kommennur die wasserwirtschaftlichen Schädigungen der Unter leger m F . Da d e
unter Umständensehr erheblich sein können, empfiehlt es sich auch diese leM n A^
Gesetz zu stellen. Aber ein einwandfreierNachweis über dm Umfang 'h^
Schädigungen wird jedoch nur schwer geführt werden können so daß e stch "Pftehlt. d.efe
lagen allgemein den beschränkenden Bestimmungen dieses Gesetzes zu ^"versem

Der Wortlaut Talsperre" soll ausdrücken, daß unter Wesen Begriff Wehranlagcn o. Y.

Stauanlagen, ^m" vollem znm anderen Flußufer reichen,ohne die Flußmederung ganz oder
zum Teil abzuschließen, nicht fallen.

^'"b 2 D er ^s,. h,,_, wfofern eine Abänderung der bisherigen gesetzlichenBestimmung,
als Talspe r" anderweitige gesetzliche «estm^gen ^ a de st d
bisher der Ortspolizei unterstellt waren. Dieser Rechtszustand war «'O ut al a. a ^
Polizeiorgane der kleinen Landgemeinden, in denen "e TaGerranlagen m ^
Fällen gelegen sind, ihrer Kenntnis und Vorbildung nach nicht geeignet '« ' /' ^ "7 '
für die Ueberwachnngund Genehmiguug derartiger Anlagen zu "b«''eh«en. ^ch ch'^ u O M.
mutet werden kann, sür die Beaufsichtigung,e. derartiger klagen, vodend^
m den meisten Fällen einen direktenVorteil nicht haben, geeignete Kräfte anzustellen.

ZU 8 2.

Die großen Gefahren uud die 'e?Ta"

Unterhaltung oder fonstiger Befchädigungeiner derartigen ^AW^ 2
sperre erwachsenküunen, lassen es gerechtfertigterscheinen,
und 3 dieses Paragraphen erweiterten Aufsichts- und Zwangsbefugmsseeinzuräumen.

Die hiernach erforderliche Berleihung^^
als integrierender Teil einer Triebwerksanlage anzusehensmd

nossenschaft stehen, da für die Genehmigung der ^re^
ordnung maßgebend sind, während die letzterendurch die allerhöchste Mneym.gu g
schaftsstatutesgenehmigtwerden. l^!l^„ des Titel 5 des Gnt°

Der Ausdruck ..Verleihung" ist mit 5"ckstcht auf d. Vor ch n ^s T^ ^
Wurfes eines Preußifchen Waffergefetzesvom Jahre 1894 s ^^ ^l u
«ahme dieses Gesetzes in das allgemeine Wassergesetz nach Möglichkeit zu erleicht

Z«ß4.

instanz nach Möglichkeit zu vereinfachen. Be» Talsperren, d,e nur zur ,
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dienen, dürfte die Zuständigkeit der Herren Minister der öffentlichen Arbeiten und für Landwirt-
schuft «. ausreichen,wahrend eine Beteiligung des Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts-- und
Medizinalangelegenheitenbei Trinkwassertalsperrenunter Berücksichtigung der hierbei in Betracht
kommendenerheblichen Gesundheitsinteressengeboten sein dürfte.

Von einer Aufnahme der weiteren Bestimmung des vorbenannten Titels des Wassergesetz»
entwurfes über die Verleihung H 69 ff. daselbst ist abgesehen wurden, um den Gesetzentwurf nicht
allzusehr mit Bestimmungen zu belasten, die voraussichtlichzu mancherleiBedenken Veranlassung
geben würden. Vielmehr erschien es zweckmäßiger, bis zur Inkrafttretung des allgemeinen Wasser
gesetzes die nähereu Bestimmungenhierüber der ministeriellenAusführungsanweisungvorzubehalten,
zumal die zurzeit in Kraft befindlichen, auf derartigen Anweisungenberuhenden Vorschriftenüber
die landespolizeilichePrüfung sich bisher als ausreichend erwiesen haben.

Im Hinblickauf die sich stetig mehrendenTalsperranlagen im rheinisch-westfälischenIndu¬
striegebieteerschien es erforderlich,die jetzt von Fall zu Fall erfolgendeministerielleAnweisungin
Verbindung mit der Genehmigungsbehördegesetzlich sicher zu stellen.

Zu 8 5.
Der § 5 enthält zwei grundsätzliche Abänderungen des bisherigen Rechtszustandes für

diejenigen Wasserentnahmeanlagen,die sich im Senkuugslreise einer Talsperre befinden oder welche
derartigewasserwirtschaftlicheSchaden anrichten,daß der Ersatz der letzteren durch Talsperranlagen :c.
von Staatsaufsichtswegen gefordert werden muß (vergleiche § 6 des Entwurfes).

!. Wird in diesen Fällen auch die Wasserentnahmeaus Privatflüsscn der staatlichenVer-
leihung allgemein unterworfen;

2. wird unter den vorbenannten Voraussetzungendie Wasserentnahme aus dem Mund¬
wasser der Niederungen der öffentlichen und Privatgewässer gleichfalls verleihungs-
pflichtig gemacht.

Beide Vorschriftensind sowohl in tatsächlicherwie auch in rechtlicher Hinsicht nach den
im rheinisch-westfälischen Industriegebiete gemachtenErfahrungen unbedingt erforderlich. Es liegt
kein Grund vor nach dieser Richtung die Anlieger an denjenigen Teilen eines Flusses, der Privat¬
fluß ist, besser zu stellen, als die Anlieger an den öffentlich rechtlichen Strecken eines derartigen
Flusses, welch' letztere nach den bisherigen gesetzlichen Vorschriften für die Anlagen für Wasserentnahme
bereits der staatlichenGenehmigungbedürfen. Auch ist es für die Wasserhaltung eines Flusses und
seiner hiermit verbundenen Verwertbarkeit in wasserwirtschaftlicher Beziehung völlig glcichgiltig, ob
eine Wasserentnahme,welche die wasserwirtschaftlichen Interessen weiter Kreise zu schädigen geeignet
ist, an einem Privat- oder öffentlichen Flusse, an dem privatrechtlicheuoder öffeutlich rechtlichen
Teil eines Flusses erfolgt. Maßgebend für das Eingreifen der staatlichen Aufsichtsbehördein
diesen Fällen können nicht mehr allein, wie dies offenbar im Lcmdrcchte und im Gesetze über die
Privatflüsse der Fall gewesen ist, die Schiffnhrtsinteressensein. Vielmehr kann nach der ganzen
Entwicklung,die die Wasserversorgungdes benannten Industriegebietes genommenhat, hierfür nur
der Umfang desjenigen Schadens maßgebend sein, der durch Wasserentnahmeanlagen der Allge¬
meinheit zugefügt wird oder zu besorgenist. Insbesondere erfordert der tatsächliche Zustand, wie
er sich beispielsweisezur Zeit schon am Ruhrflusse nach dieser Richtung herausgebildet hat, daß
der staatlichenAufsichtsbehörde in dem ganzen Niedcrschlagsgebiete dieses Flusses und seiner Neben¬
flüsse wirksame Mittel in die Hand gegeben werden, um die vorhandeneil Wasscrmengen,soweit
ihre Entnahme überhaupt zulässig ist, in gerechterund billiger Weise auf das gesamtein Frage
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kommende Versorgungsgebietverteilen zu können. Die gleichen Gesichtspunktewmnchdm
erweitertenSchutz der offen fließenden Stelle maßgebendsind, müs en aber "^'"^
gemachten Erfahrungen fiir den Schutz der sogenanntenGmndwafserstromê Mw^
Die am Rnhrstrom seitens der Ruhrstrombauverwaltungsowie dort und "wo ^
rat Professo I)., Intze seit Jahren gemachten Beobachtungenund tue m den leM I rm v n
dem Re ierungsbaumefftera. D. Link angestellten eingehenden UMer^
darüber, daß die früher von weiten Kreisen geteilte Ansicht mcht 7^°"/^
kann, nach der die in Flußtälern befindlichen sogenanntenGrundwasserstrmnem k«
baren Zusammenhang mit dem eigentlichen Flußwasser stehen sollten, "m^,
°m Boden des Flußbettes befindlichenSchlick von dem Grundwasstr des «'eg^
abgeschlossen sei. Nach den «orbenannten Untersuchnngen

dch?as"eigentliche Mßwasser in das Gruudwasser °es M«^
daß beispielsweisedas von den Wasserwerkenan der Ruh aus dem "3"", n

geförderte Wasser zum weitaus größten,Teil nichts anderes fft als ^ " ntüch 3^
Ruhr, das d rch das Ufergelände dnrchgesickert ist. Schädigt ^ernaH d Cn^
Grnndwassor eines Misses ebenso sehr seinen Wasserreichtum,«>e/'e '«tte WaMn n hme so
dürfte die Einführmig der gleichen gesetzlichenBeschränkungenanch für die Entnahme
Grundwasscrdem Rechte und der Billigkeit entsprechen

Die im Absatz 3 ausgeführtenAusnahmen entsprechen der V.ll^ d« «u «n
das gewöhnlicheNaß hinausgehende,die Allgemeinheitschäd.gende Wasserentnahmeunter ^e,t
mungen dieses Gesetzes fallen soll. V » «

Der znnehmendeBedar, des rheinisch^veMischen^M^s an ^ink- ««^
branchswasser ordert gebieterisch,die Mittel nnd Wege nach Mg,ch t n ebne . um ,

steigenden'Bedürfnis nachznkommen. Die Vefriedignng dieses «"'Z5 ^ ,^"^>2den.
Weise erfolgen, daß die bisherigen Wasserinteressen mcht m «"3« °ssi^ We^ wm aa t
Den em ig gangbaren Weg zn diesem Ziele für die Wasserwerke a„ d« ^.h ' en 'i m )
ragendstenUmfange diese Wasserversorguugobliegt, bietet d.e A"" e ""' ^^ ,.^g^biet
Notwendigkeitergibt sich für diejenigenStädte, deren W^
der Wupper erfolgt, nnd wird folgerichtig bei ^ 'f" ^"m mt^ n n Hiese Notwendigkeit
gebiet bedentende Wasserentnahmeanlagenznr geführt. Der-
hat für die Wasserwerke des Ruhrgebietes znr Gründung °es Nu^ 3 1 ^
artigen wirtschaftlichhochbedentfamennnd.Mentehr^ ^a.n.
Unterlage zn geben, ist Zweck des § 6. Er null den st""tUchen">wa ^.^
geben, die Was erentnal'newerkeznm Ersatz der von
gungen, sei es nnmittelbar durch Erbannng der znr Msgle'chung d Schad g n^ ^
Talsperr- ,e. Anlagen, sei es dnrch geldliche «eteilignng an der^ a ^ ) ^^
auf diese Weise diese im öffentlichen Interesse zu Eine
der privatrechtlichenSeite dieser Angelegenheitvon fftaatsaiffstcht s^ ' ^ ^
Einnahmequellefür den Staat foll felbstredendhierdurch mcht g ^' °"^^«ren «.) Ver-
auferlegte Wasserzins ausfchließlichzur Errichtung geeigneter ErsatzanlagenO 1P
Wendung finden

°»»nlch!«< »»,jcn«>N,ch°!»ich°Schad,,«,,, dn ,°G,,°n «°l„l,»!» »m»>
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mittels anderweitiger Beschaffungvon Wassermengenin ausreichenderWeise ausgeglichenund auch
diejenigenVorschriftendes bisherigenRechtes in Wegfall kommen müssen, die eine derartige Wasser¬
entnahme im Interesse dieser Drittbeteiligten grundsätzlich beschränkten. Es handelt sich hier ins¬
besondere um die Vorschriftdes Absatzes 2 des ß 13 des Privatflußgesetzes. Der damalige Gesetz¬
geber ist offenbar von der Voraussetzungausgegangen, daß ein Ersatz der entzogenenWassermengen
für die Unterlieget in nawi-a sich praktisch kaum werde ermöglichenlassen. Nachdem aber die
Folgezeit gelehrt hat, daß derartige Schädigungen sehr wohl durch zweckdienlicheAnsammlung der
bei Hochflutzeiten bisher nutzlos abfließendenWassermassen und durch eine rationelle Zuführung
dieser Wassermengenin den Zeiten von Niedrigwasferausgeglichen werden können, entfällt für diese
Bestimmung jeder Rechtsgrund in denjenigenFällen, in denen solche Veranstaltungen in genügender
Weise hergestelltund betrieben werden. Ohne diese gesetzlicheAbänderung würde der Bestand des
Ruhrtalsperrenvereins rechtlich dauernd in Frage gestellt bleiben und ebenfo die Begründung weiterer
auf die Wasserversorgungder Bevölkerunggerichtete Vereine auf ähnlicherGrundlage sich schwerlich
ermöglichen lassen.

Daß die Entscheidungüber die Frage, ob und inwieweit derartige Anlagen ihrem Um¬
fange und ihrer Betriebsweise nach geeignet sind, die vorerwähnten wasserwirtschaftlichen Schädi¬
gungen auszugleichen,dem ordentlichenRechte entzogen und ausschließlich den Verwaltungsbehörden
übertragen werden soll, entspricht einem praktischen Bedürfnisse, da diese das öffentliche Interesse
mitberührenden Fragen nur auf Grund allgemein wirtschaftlicherErwägungen und umfassender
technischer Kenntnisse auf diesem Gebiete beantwortet werden können und die hierzu geeigneten
Kräfte in der weitaus überwiegendenAnzahl den mit der Genehmigung und Beaufsichtigungdieser
Anlagen betrauten Staatsbehörden zur Verfügung stehen dürfen.

Z«s 8-

Zu s ».
Das Enteignungsrecht findet nach § 6 des Enteignungsgesetzesauch auf die Entziehung

und Beschränkung der Rechte am Grundeigentum Anwendung.
Dem entspricht die Vorschrift des vorliegenden 8 8. Der Grundsatz, daß Quellen und

unterirdischeWasseradernim öffentlichen Interesse enteignet werden können,befindet sich bereits im
«näe «vil Art, 643 sowie in sonstigenneueren Wassergesetzen (hcssifchesWassergesetz Art. 7). Die
Befugnis zur Enteignung der Fischereiin den Talsperren und in ihren oberhalb gelegenen Zuflüssen
rechtfertigt sich dadurch, daß gerade die Talsperren nach den bisherigen Erfahrungen vorzügliche
Laichschoureviere abgeben und zur Hebung des Fifchbestandeserheblichbeitragen. Es dürfte der
Billigkeit entsprechen,diese Vorteile den Unternehmern der Talsperren zuzuwenden, falls sie die
bisherigen Berechtigungenzum vollen Wert abgefunden haben.

Bei Talsperren, die zu Trinkwasscrzwecken dienen, läßt die Gefahr der Verschmutzung der
Talsperren, die durch unbeaufsichtigtesFischen bewirkt werden kann, diese Bestimmung im Gesund-
heitsinteressc in erhöhtem Maße erforderlich erscheinen. Es kommt hinzu, daß der Betrieb der
Talsperre den Interessen der Fischzucht besser Rechnungtragen wird, wenn die Fischereiberechtigung
dem Talsperiunternehmer selbst gehört.

Zu § 10.
Diese Bestimmung entspricht den Vorschriften des § 249 Abs. 2 des Entwurfes eines

Wassergesetzes vom Jahre 1894. Auf die Begründung dieser Vorschrift in der amtlichen Ausgabe
dieses Entwurfes wird verwiesen.
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Diese Nestimmungen sind den Vorschriften des oben benannten Entwurfes §8 252 und
257 angepaßt. Es wird gleichfallsauf die Begründung dieses Entwurfes Bezug genommen.

Zu ß 13.

Es empfiehlt sich, die Verleihung des Enteignungsrechtcsauf das tunlichsteinfachste zu
gestalten und aus diesem Grunde nach Möglichkeit zu delegieren. Mit einer Talsperranlage stnd
erfahrungsgemäßumfangreicheGrundstücksaukäufcverbunden. Um den an "^n derartigen ^au
sich anschließenden Grundstücksspekulationenmöglichst zu begegnen, ist die Entscheidung über o,e,es
Recht tunlichst zu beschleunigen.

ZU § 14»

Die Sicherung der Trinkwasfertalsverrenin gesundheitlicher Beziehungerfordert besondere
gesetzliche Schutzmaßregeln, insbesondereunter Berücksichtigung des Umstandet daß wart ge An¬
lagen zur TrinkwaserVersorgung weiter Volkskreise zn dienen bestimmt find und
«ahmen getroffen werden müssen, um einer gesundheitsschädlichen Verunreinigung der ausgestauten
Wllssermassen. soweit überhaupt angängig, zu begegnen. . . ^ . ..«^l^ilckpn «u-

Aus diesem Grunde müssen die Talsperren und ihre oberirdischen «nd ^
Asse völlig rein ehalten werden von Stoffen, die an sich geeignet sind a«^^ «ecke
hervorzurufen. Aber auch andere Stoffe können gesundheitsschädlich nach ihrer Menge oder Be.

chaffenheit^wir^ ^ ^ ^,^ ^.^ ^ ,.^ ^esMoffen find
empfiehltes sich, die Bestimmung darüber, welche Stoffe und welche Mengen unter dieses Verbot
fallen, der landespolizeilichenAufsichtsbehörde zu übertragen.

ZU s 15-

Die Abflüssevon Dungstätten und Abortgrnben sind, besonders ^n sich ^
von Kranken darnnt r befinden, eeignet, sowohl die oberirdischen und d,e «nlerMchen Ge asse,
darunter auch das Grundwasfer w gesundheitlicher Weise 5" verunreinigen nmch stmo « ^ «
Genuß für Menschen und Tiere «„brauchbar zu machen. W ist daher e "w^
Polizeibehörde di Befugnis beizulegen, über den bauliche..Zustand und ^^'f'un .war r
Anlagen besonders zu wachen und deren Eigentümern Auflagen zu machen, d.e geeignet stnd,
etwaige Schädigungen auszufchließcn.

Zu 8 in»

Aus dem gleichenGruude ist es notwendig, der ^°esp°lizeibeh^
hinsichtlich aller baulichen Anlagen beizulegen,die im Niederschlagsgebietemer ^ "was e taG e
errichtet werden, insoweit durch sie eine ^7 m" LMes o iMhörde
Wassertalsperreaufgestauten Wassermenge» zil besorgen ist. Es wird der Lanoc P z

hierbei überlassen bleiben lönneu, diejenigen Teile des Niederschlagsgewes genau zu bestimn
die ihrer Lage pp. nach von einer Nachprüfung allgemein entbunden werden tonnen.

Zu 8 18.

Die Sichernng emer Trinkwassertalfperreund der mit
M gesundheitlicher Richtung erfordert ferner eine «ehnuug des E^
die die Talsperren umgebenden Grundstücke insbesondere d" ^rg^
Umständen zu vermeiden, daß von diesen bei starken RegengüssenStoffe m die Sperre ymem34
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geschwemmt werden, die geeignetsind, die letztere zu verschmutzen, was ucuneutlich zu bcsurgcn ist,
wcun die Grundstückeandauernd landwirtschaftlicher Bearbeitung, insbesondereder Düngung unlcr^
liegen. Zur Verhütung derartiger Mißstände sind bisher zum Teil unter außerordentlichenOpfern
an fast allen Talsperren entweder breite Schutzstreifen oder, wenn eben angängig, die ganzen
umgebendenBeighänge angekauft und zum überwiegenden Teil aufgeforstet worden, da erfahrungs¬
gemäß der Waldbuden in besonders hohem Maße geeignet ist, die herabstrumcndcnWasscrmengcn
aufzunehmen und auf natürlichem Wege zu reinigen.

Aber auch darüber hinaus hat sich mehrfach das Bedürfnis herausgestellt, zur gesund¬
heitlichenSicherung der Talsperre die landwirtschaftlicheBenutzung der Grundstückeinsbesondere
hinsichtlichder Düngung und Bcweidung einzuschränken. Es ist dies teils bisher in der Haupt¬
sache unter große» Gcldopfern und außerordentlichenSchwicrigkeiteuim Wege gütlicher Einigung
mit den in Betracht kommenden Interessenten, teils auf dem sehr umständlichenund nicht zweifelt
freien Wege der polizeilichenAnordnung zur Durchführung gelangt. Es dürfte den berechtigten
Interessen sämtlicherBeteiligten entsprechen, in Zukunft auch am derartige Nutzuugseinschräukuugcu
das Eutcignuugsrcchtauszudchucu, das einerseitsdeu TalsperruMernchmer vor unbilligen Aufor-
derungcu der Grundstücksbesitzer schützt, andererseits aber auch den bctroffeuen Grundstücksbesitzer
für die Einschränkungseiner Nutzuugsmöglichkeit voll entschädigt.

Um die spätere Nutzbarmachung einer bereits fertiggestelltenTalspcrranlage zu Triul^
wasserucrsorgungszwccken zu ermöglichen, ist es notwendig, diese Entcignungsbcfugnisscauch auf
bereits fertige Anlagen auszudehnen, was nach der bisherigen Praxis nicht möglich war.

Zu 8 19.
Die Vorschläge dieses Paragraphen sind aus den praktischenSchwierigkeiten erwachsen,

die sich bei Gründung der Wnppertalspcrrcngenosscnschaftdadurch ergeben haben, daß durch die
dort herrschendeErbgewohnhcit die ideellen Eigentumsrechte der Triebwerke sich stellenweisein
unglaublicherWeise zcrspittcrt und manchmal überhaupt uicht klar gestellt werden können. Hieraus
hat sich die unter 1 vorgeschlagene Beschränkungder Ladung der Beteiligten auf die im Gründe
buche eingetragenenEigentümer und die Verpflichtungzur Bestellung eines Generalbevollmächtigten
zur Vertretung des betreffenden Triebwerkesin der Generalversammlungals notwendighcransgcstcllt.

Zu Absatz 2. Bei gewerblichen Betrieben, die zur Bildung eiucr Talspcrrcngcnosscnschast
vereinigt werden, gibt der Umfang der von ihnen besessenen Grundflächen und der Katastralrein-
crlrag dieser letzteren keinen geeigneten Maßstab zu ihrer Heranziehung zu den Kosten der Ge¬
nossenschaft. Dieser Kostenvertcilung kann vielmehr ausschließlichnur derjenige Nntzen zugrunde
gelegt werden, den die betreffendenBetriebe durch die besseren WasscrverlMuissc erfahren, welche
durch die auszuführende Talsperr- pp. Anlage herbeigeführtwerden.

Die unter Nr. 3 vorgesehene Bestimmung bezweckt, die nach der jetzigen Rechtslage vor»
haudeue Möglichkeitzu beseitige», daß bei der konstituierendenGeneralversammlung einer Tal-
spcrrcngenosscnschaft ein einzelner, noch so geringfügigbeteiligter Werkbesitzcr den im Voranschläge
ermittelten Vorteil und den Vcrteilungsmaßstab mit der Wirkung bcsireiteu kauu, daß das im
Gesetzevorgesehene umfangreicheSchiedögcrichtsvcrfahreunoch eintreten muß. Irgeud eiue Ver¬
gewaltigung der Minderheit ist durch die hier vorgeschlagene Bestimmung nicht zu besorgen, da ja
die Verteilungsmaßstäbc und die Voranschläge bei derart wichtigen Unternehmungen von den
Staatsaufsichtsbehördeu auf das sorgfältigstegeprüft werden und da ferner jedem einzelnen Werk-
besitz« nach Konstituierungder Genossenschaft der Widerspruchgegeu den ihm endgültig auferlegten
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